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A N FRA G E 

der Abgeordneten Dr. Schüssel, Ingrid Tichy-Schreder 

und Kollegen 

an den Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie 

betreffend Bekämpfung der Schattenwirtschaft 

Am 20.10.1983 hat der Nationalrat eine Entschließung gefaßt, 

in der u.a. die Bundesregierung aufgefordert wird, gemeinsam 

mit den Interessensverbänden eine umfassende gemeinsame Ini­

tiative zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, zur Hebung der 

Steuermoral f zur Sicherung des Steueraufkommens un'd des Bei­

tragsaufkommens der Sozial versicherungs träger sowie zur Er­

haltung und Schaffung von Arbeitsplätzen zu ergreifen. 

Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen hat der Paritäti­

schen Kommission am 10. Mai 1985 ein Gutachten über die 

Schattenwirtschaft übermittelt, in dem zahlreiche Empfehlungen 

zur Eindämmung der Schattenwirtschaft abgegeben werden. 

Der Beirat hat festgestellt, daß auch in österreich das Potential 

für schattenwirtschaftliche Aktivitäten zugenommen hat, zum Teil 

aufgrund von Arbeitsmarktproblemen, zum Teil auch aufgrund eines 

Wandels in der Einstellung zu geregelter Arbeit und eines 

zunehmenden Steuerwiderstandes. 

In dem Gutachten wird festgehalten, daß die von großen Teilen 

der Bevölkerung immer noch als IIKavaliersdelikt ll eingestuften 

schattenwirtschaftlichen Aktivitäten in wirtschaftlicher und 

gesellschaftlicher Hinsicht insgesamt negativ zu bewerten sind. 

Neben ökonomischen Faktoren der unterschiedlichen Wettbewerbs­

bedingungen zwischen offizieller und Schattenwirtschaft, dürften 
, . 

zunehmend auch soziologische Aspekte eine Rolle spielen, 
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die oft unter den Schlagworten "Staats- und Bürokratiever­

drossenheit, zunehmende Kompliziertheit der Normen", zusarnmen­

gefaßt vlerden: Unterschiede in der Abgabenbelastung zwischen 

befugten Arbeitsleistungen und Schattenwirtschaft haben in 

der Vergangenheit zugenommen; beträchtliche Anreize für 

schattenwirtschaftliche Aktivitäten können oft auch von unbe­

absichtigten Nebenwirkungen einzelner Regulierungen ausgehen, 

die ursprünglich für Schutzzwecke und zur Vereinfachung ge­

schaffen wurden, häufig aber eine Kostenbelastung darstellen, 

die Konsumenten und Auftraggeber in der offiziellen Wirtschaft 

über Preise abzugelten nicht bereit sind. 

Bei seinen Empfehlungen hat der Beirat besonders Gewicht auf 

eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung 

gelegt, um einen Einstellungswandel in der Bevölkerung herbei­

zuführen. Der Beirat hat auch gefordert, daß seine Einschätzung 

gegenüber der Schattenwirtschaft sich aber auch bei jenen Be­

hörden durchsetzen müßte, die bisher der Bekämpfung schatten­

wirtschaftlicher Aktivitäten "eine niedrige Priorität" ein­

räumen. 

Der Beirat schlägt weiters vor, daß jeder Normenbereich für 

sich einer speziellen Untersuchung über im Sinne der Eindämmung 

der Schattenwirtschaft negative Auswirkungen von Gesetzen 

und Verordnungen unterzogen werden soll, um Vereinfachungen 

herbeizuführen, die einen Kompromiß zwischen öffentlichen 

Interessen oder Schutzinteressen einerseits sowie Überschaubar­

keit und praktischer Administrierbarkeit andererseits dar­

stellen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie fOlgende 

1437/J XVI. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



- 3 -

A n fra g e 

1) Welche Aktivitäten haben Sie angesichts des Gutachtens 

des Beirats gesetzt, welches auf den Zusammenhang zwischen 

der zunehmenden Kompliziertheit von Normen und auf die 

dadurch bedingte Kostenbelastung der Wirtschaft hinge­

wiesen hat? 

2) Wie werden Sie der Empfehlung des Beirats,nach speziellen 

Untersuchungen, Vereinfachungen herbeizuführen, ent­

sprechen? 

3) Werden Sie als Vorsitzender der sogenannten Entbürokrati­

sierungskommission diese überlegungen in die Praxis 

umsetzen? 

. 4) Haben Sie die Gewerbebehörden angesichts der Tatsache, daß 

in der Praxis der Pfuscherbestrafung das in der Gewerbe­

ordnung 1973 vorgesehene Strafausmaß nicht ausgeschöpft 

wird und angesichts der Empfehlung des Beirats, im Rahmen 

der Grundsätze des Verwaltungsstrafrechts strengere Strafen 

zu verhängen, angewiesen, den vorgegebenen Strafrahmen 

nach Möglichkeit auszuschöpfen? 

5) Welche besonderen Vorkehrungen sind gegen das organisierte 

Pfuschertum geplant? 

6) Welche Maßnahmen wollen Sie speziell in den Gewerbebehörden 

angesichts der Tatsache setzen, daß eine wesentliche Voraus­

setzung für die Verbesserung der Effizienz der Tätigkeit 

aller mit der Bekämpfung der Schattenwirtschaft befaßten 

Behörden eine verbesserte Zusammenarbeit und Prüfungstätig­

keit wäre? 

7) Wie wollen Sie die Effizienz in dieser Hinsicht erhöhen? 
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